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4.12.2013 A7-0376/27 

Änderungsantrag 27 
Olle Schmidt 
im Namen der ALDE-Fraktion 

 

Bericht A7-0376/2013 
George Sabin Cutaş 
Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung 

COM(2013)0348 – C7-0200/2013 – 2013/0188(CNS) 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Erwägung 10 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  (10a) Jeder Informationsaustausch, auf 

den in dieser Richtlinie Bezug genommen 

wird, unterliegt den 

Durchführungsvorschriften zur Richtlinie 

95/46/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 

Schutz natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

und zum freien Datenverkehr und der 

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 18. Dezember 2000 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

durch die Organe und Einrichtungen der 

Gemeinschaft und zum freien 

Datenverkehr. Allerdings sollten 

Beschränkungen bestimmter Rechte und 

Pflichten nach der Richtlinie 95/46/EG 

erwogen werden, um die in Artikel 13 

Absatz 1 Buchstabe d jener Richtlinie 

genannten Interessen zu schützen. Eines 

der grundlegenden Prinzipien des 

Datenschutzrechts besagt, dass 

personenbezogene Daten für festgelegte, 

eindeutige und rechtmäßige Zwecke 

erhoben werden und nur in einer Weise 

weiterverarbeitet werden dürfen, die mit 

diesen Zwecken vereinbar ist. Die zu 

solchen Zwecken verarbeiteten Daten 

müssen darüber hinaus notwendig sein, 

dem angestrebten Zweck entsprechen und 
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dafür erheblich sein, und sie dürfen nicht 

darüber hinausgehen. Ferner sollte der in 

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der 

Richtlinie 95/46/EG niedergelegte 

Grundsatz der Transparenz der Daten 

beachtet werden. 

Or. en 

Begründung 

Mit dem Vorschlag erhöht sich die Anzahl der Situationen, in denen es zu einem 
grenzüberschreitenden Austausch von personenbezogenen Daten von EU-Bürgern kommt. 
Dieser Umstand erfordert besondere Aufmerksamkeit, da eine solche Erhöhung zu größeren 
Risiken für die Rechte und legitimen Interessen der betroffenen Bürger führen könnte. Ferner 
bedarf es weiterer Anstrengungen, um die Einhaltung der Anforderungen sicherzustellen, die 
sich aus dem EU-Datenschutzrecht ergeben. In einem grenzüberschreitenden Kontext müssen 
die Zuständigkeiten der verschiedenen Akteure klar geregelt sein, um in verschiedenen 
Situationen die Aufsicht durch die zuständigen Behörden und eine gerichtliche Kontrolle zu 
ermöglichen. 
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4.12.2013 A7-0376/28 

Änderungsantrag 28 
Olle Schmidt 
im Namen der ALDE-Fraktion 

 

Bericht A7-0376/2013 
George Sabin Cutaş 
Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung 

COM(2013)0348 – C7-0200/2013 – 2013/0188(CNS) 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 1 –Buchstabe b a (neu) 
Richtlinie 2011/16/EU 

Artikel 8 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die zuständige Behörde eines 

Mitgliedstaats kann der zuständigen 

Behörde jedes anderen Mitgliedstaats 

mitteilen, dass sie keine Informationen 

über eine oder mehrere der in Absatz 1 

genannten Arten von Einkünften und 

Vermögen zu erhalten wünscht. Sie setzt 

auch die Kommission hiervon in Kenntnis.  

 

3. Die zuständige Behörde eines 

Mitgliedstaats kann der zuständigen 

Behörde jedes anderen Mitgliedstaats 

mitteilen, dass sie keine Informationen 

über eine oder mehrere der in Absatz 1 

genannten Arten von Einkünften und 

Vermögen oder über Einkünfte und 

Vermögen unterhalb eines bestimmten 

Mindestbetrags zu erhalten wünscht. Sie 

setzt auch die Kommission hiervon in 

Kenntnis.  

Or. en 

Begründung 

Die Ausweitung des Anwendungsbereichs und die Abschaffung der Schwellenwerte für den 
automatischen Informationsaustausch führen zu höheren Risiken für die Rechte und legitimen 
Interessen der betroffenen Bürger. Die Verarbeitung der Daten muss stets im Einklang mit 
dem EU-Datenschutzrecht erfolgen. Der Wortlaut von Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie 
2011/16/EU sollte daher nicht geändert werden. Der Verweis auf einen Mindestbetrag, bei 
dessen Unterschreiten die Mitgliedstaaten keine Informationen zu erhalten wünschen, sollte 
nicht gestrichen werden. 
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4.12.2013 A7-0376/29 

Änderungsantrag 29 
Olle Schmidt 
im Namen der ALDE-Fraktion 

 

Bericht A7-0376/2013 
George Sabin Cutaş 
Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung 

COM(2013)0348 – C7-0200/2013 – 2013/0188(CNS) 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 1 – Absatz 1 a (neu) 
Richtlinie 2011/16/EU 

Artikel 25 

 

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

 1a. Artikel 25 erhält folgende Fassung: 

Artikel 25 „Artikel 25 

Datenschutz  Datenschutz 

Jeder Informationsaustausch gemäß dieser 

Richtlinie unterliegt den 

Durchführungsvorschriften zur Richtlinie 

95/46/EG. Zur korrekten Anwendung der 

vorliegenden Richtlinie begrenzen die 

Mitgliedstaaten jedoch den 

Anwendungsbereich der in Artikel 10, 

Artikel 11 Absatz 1, Artikel 12 und 

Artikel 21 der Richtlinie 95/46/EG 

genannten Pflichten und Rechte, soweit 

dies notwendig ist, um die in Artikel 13 

Absatz 1 Buchstabe e jener Richtlinie 

genannten Interessen zu schützen. Sie 

setzen jedoch die Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften, die erforderlich 

sind, um Artikel 8 dieser Richtlinie 

nachzukommen, spätestens mit Wirkung 

vom 1. Januar 2015 in Kraft. 

Jeder Informationsaustausch gemäß dieser 

Richtlinie unterliegt den 

Durchführungsvorschriften zur Richtlinie 

95/46/EG. Zur korrekten Anwendung der 

vorliegenden Richtlinie begrenzen die 

Mitgliedstaaten jedoch den 

Anwendungsbereich der in Artikel 10, 

Artikel 11 Absatz 1, Artikel 12 und 

Artikel 21 der Richtlinie 95/46/EG 

genannten Pflichten und Rechte, soweit 

dies notwendig ist, um die in Artikel 13 

Absatz 1 Buchstabe d jener Richtlinie 

genannten Interessen zu schützen. Sie 

setzen jedoch die Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften, die erforderlich 

sind, um Artikel 8 dieser Richtlinie 

nachzukommen, spätestens mit Wirkung 

vom 1. Januar 2015 in Kraft.“ 

Or. en 

Begründung 

Mit dem Vorschlag erhöht sich die Anzahl der Situationen, in denen es zu einem 
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grenzüberschreitenden Austausch von personenbezogenen Daten von EU-Bürgern kommt. 
Dieser Umstand erfordert besondere Aufmerksamkeit, da eine solche Erhöhung zu größeren 
Risiken für die Rechte und legitimen Interessen der betroffenen Bürger führen könnte. Ferner 
bedarf es weiterer Anstrengungen, um die Einhaltung der Anforderungen sicherzustellen, die 
sich aus dem EU-Datenschutzrecht ergeben. In einem grenzüberschreitenden Kontext müssen 
die Zuständigkeiten der verschiedenen Akteure klar geregelt werden, um in verschiedenen 
Situationen die Aufsicht durch die zuständigen Behörden und eine gerichtliche Kontrolle zu 
ermöglichen. 
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4.12.2013 A7-0376/30 

Änderungsantrag 30 
Olle Schmidt 
im Namen der ALDE-Fraktion 

 

Bericht A7-0376/2013 
George Sabin Cutaş 
Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung 

COM(2013)0348 – C7-0200/2013 – 2013/0188(CNS) 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 2 – Absatz 2 a (neu) 
Richtlinie 2011/16/EU 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Es ist genau anzugeben, welche Arten 

von personenbezogenen unter welchen 

Umständen und zu welchen Zwecken 

gemäß dieser Richtlinie ausgetauscht 

werden können. Darüber hinaus sind 

gemäß dieser Richtlinie die Grundsätze 

der Erforderlichkeit und der 

Verhältnismäßigkeit zu beachten. 

Or. en 

Begründung 

Weder die derzeitige Richtlinie noch die vorgeschlagenen Änderungen enthalten 
Bestimmungen, in denen detailliert dargelegt wird, wie der Transparenzgrundsatz in der 
Praxis eingehalten werden soll; zum Beispiel, ob und in welcher Form die breite 
Öffentlichkeit über den Informationsaustausch unterrichtet wird oder wie die Datensubjekte 
über die Datenverarbeitung informiert werden. 
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4.12.2013 A7-0376/31 

Änderungsantrag 31 
Olle Schmidt 
im Namen der ALDE-Fraktion 

 

Bericht A7-0376/2013 
George Sabin Cutaş 
Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung 

COM(2013)0348 – C7-0200/2013 – 2013/0188(CNS) 

Vorschlag für eine Richtlinie 
Artikel 2 – Absatz 2 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2b. Die Kommission überprüft bis zum 

[12 Monate nach dem Inkrafttreten dieser 

Richtlinie] die Funktionsweise dieser 

Richtlinie und legt dem Rat 

gegebenenfalls einen 

Gesetzgebungsvorschlag vor, um für die 

Transparenz des Informationsaustauschs 

zu sorgen. 

Or. en 

 

 


